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Zu Wir erſuchen die Herren Abonnenten, ihre der Hausmühle am Niederhaushofe dienenden Waſſers bei Strafe unters 
Pränumerations⸗Erneuerung für das vierte Quartal ſagte. Dieſe Entſcheidung wurde auf Recurs des Plazmannhofbeſitzers, 
N f der ſich auf den privatrechtlichen Titel des Gerichtsbriefes vom 
1878 an die Adminiſtration einzuſenden. 16. April 1616 berieſ, von der k k. Statthalterei mit Erlaß vom 
27. Februar 1874, 3. 1875, beſtätiget, und der dagegen an das k. k. 
| Aderbauminifterium ergriffene Recurs des Plazmannhoſbeſitzers vom 
Miniſterium mit Erlaß vom 19. April 1874, Z. 4146, verworfen. 
Nun machte der Plazmannhofbeſitzer ſein auf privatrechtlichen Titel 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber die Zuſtändigkeit der politiſchen Behörden in Waſſerrechts⸗ 

ſtreitigkeiten. (Geſetz vom 30. Mai 1869, Nr. 93 N. G. Bl. 

und tiroliſches Landesgeſetz vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. 
Nr. 64, § 25.) 


Laut Inhalts des Gerichtsbriefes vom 16. April 1616 beſtand 
zwiſchen ſünf Genoſſenſchaftshöfen in X. rückſichtlich der Benützung eines 


gegründetes Waſſerbezugsrecht mit ſörmlicher Klage beim ordentlichen 
Richter geltend, und ſtellte das Begehren, „die Waſſerbenützung ſtehe 
vom Dinstag früh bis Freitag früh ausſchließlich dem Plazmannhofe 
zu, der Geklagte als Beſitzer des Niederhaushofes ſei ſchuldig, dieſes 


Recht des Plazmannhofes anzuerkennen, und habe ſich an dieſen Tagen, 


Bezirks⸗ und Landesſchulräthe) hat in an welchen dieſes Recht dem Plazmannhofe zuſteht, und ſelbes von 
dieſem ausgeübt wird, jeglicher Benützung und ſohiniger Ableitung des 
Waſſers aus dem Rinnſale und dem zu ſeiner Hausmühle führenden 
Seitencanale zu enthalten.“ 


Hierüber erkannte das k. k. Bezirksgericht Sarnthal mit Urtheil 
vom 11. Mai 1876, Z. 346, auf Abweiſung der Klage nebſt Koſten⸗ 
erſatz von 292 fl. 88 kr.; das k. k. Oberlandesgericht Innsbruck aber 

hat auf ergriffene Appellation des Klägers mit Entſcheidung vom 16. Juli 
1876, 3. 3773, das erſtrichterliche Urtheil und das ganze über die 
Klage ſtattgefundene Verſahren als null und nichtig aufzuheben und dem 
k. k. Bezirksgerichte aufzutragen befunden, die Klage wegen Unzuſtändig⸗ 
keit dem Kläger zurückzuſtellen. Auch wurde der Kläger zum Erſatze der 
auf 250 fl. gemäßigten Koſten des erſtgerichtlichen Verfahrens und der 
auf 10 fl. liquidirten Appellationskoſten verfällt. Die Motive erklären, 
es handle ſich in vorliegender Streitſache um die Benützung eines 
fließenden Waſſers, ſpeciell darum, ob der Geklagte befugt ſei, an den 
Genußtagen des Klägers dieſes fließende Waſſer bei der Wakermühle 


ober dem Schloße R. auf der Gemein entſpringenden Waſſers eine Rechts⸗ in den Seitencanal abzuleiten und damit ſeine Mühle zu treiben. Bei 
gemeinſchaft, zufolge welcher ſie dieſes Waſſer ſchon von altersher nicht fließenden Gewäſſern ſei das Maß der Benützung zwiſchen dem Waſſerberech⸗ 
gleichzeitig, fondern abwechſelnd nach Genußtagen benützten, dergeſtalt, tigten nach öffentlichen Rückſichten von den politiſchen Behörden zu regeln, 
daß der Niederhaushof am Montag, der Plazmannhof am Dinstag, und zu jeder Abänderung der beſtehenden Verhältniſſe im Gebrauche des 
Mittwoch und Donnerstag ꝛc. das Waſſer zur Benützung ihrer darunter Waſſers die Bewilligung der politiſchen Behörde einzuholen (88 10, 16, 17, 
liegenden Wieſen verwendeten. Da ſich jedoch der Beſitzer des Nieder⸗ | 19 des Landesgeſetzes vom 28. Auguſt 1870, Nr. 64 L. G. Bl. für Tirol) 
haushofes ſeit einiger Zeit das Recht anmaßte, das erwähnte Waſſer und nach denſelben Grundſätzen des öffentlichen Rechtes ſei von den 
auch an jenen Tagen, wo das Benützungsrecht desſelben dem Plazmann⸗ politiſchen Behörden in Privatangelegenheiten zu entſcheiden, wo wegen 
hof allein zuſteht, nämlich am Dinstag, Mittwoch und Donnerstag, zu | eingetretenen Waſſermangels die beſtehenden Waſſerbenützungsanſprüche 
benützen und dasſelbe zum Betriebe feiner Mühle aus dem allgemeinen nicht vollſtändig befriediget werden können. (88 93 und 98 cit. Geſ.) 


Rinnſale ab⸗ und mittelſt des abzweigenden Seitencanals zu ſeiner Mühle 
hinzuleiten, ſo unterſagte der Beſitzer des Plazmannhofes demſelben 
dieſe Benützung des Waſſers und als dieſes erfolglos war, leitete er 
ihm das Waſſer aus dem Seitencanale, durch den er es ſeiner Haus⸗ 
mühle zugeführt hatte, wieder in das allgemeine Rinnſal ab. Dagegen 
erhob der Niederhaushof Beſchwerde bei der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in Bozen, welche mit Entſcheidung vom 14. Juni 1873, Z. 5380, 


Im gegenwärtigen Falle aber handle es ſich geradezu um die Entſcheidung 
eines ſolchen Waſſerbenützungsanſpruches des Klägers im Gegenſatze zu 
den Anſprüchen des Geklagten, melcher dasſelbe Waſſer zum Betriebe 
ſeiner Mühle fordert, und die gegenfeitigen Anſprüche auf Benützung 
ſtehen miteinander im Widerſpruche, weil Kläger behauptet, daß durch 
die Einleitung des Waſſers in den Seitencanal zum Betriebe der Mühle 
und durch die Rückführung des Waſſers in das gewöhnliche Rinnſal die 
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Waſſermenge vermindert und der nöthige Bedarf zur Bewäſſerung feiner bevorſteht, der vorläufigen Bewilligung der politiſchen Behörde bedarf, 


Wieſen geſchmälert werde. Die Entſcheidung über dergleichen wider⸗ 
ſprechende Anſprüche ſteht aber nach den angezogenen Geſetzſtellen offen⸗ 
bar den politiſchen Behörden zu. Demnach ſei die Zuſtändigkeit der 
Gerichte zur Verhandlung nicht gegründet. Die Koſten mußten dem 
Geklagten deshalb zuerkannt werden, weil er die Einwendung der In⸗ 
competenz in der ſchriftlichen Einrede bereits erhoben hat, weil dieſe 
Koſten zur Rechtsführung nothwendig und zweckmäßig waren, und weil 
der Kläger die Koſten der dem Gegner verurſachten Streitſache nach 
dem Geſetze vergüten muß. — Gegen dieſe Entſcheidung ergriff der 
Kläger den Reviſionsrecurs, worin er folgende Geſichtspunkte geltend 
machte: Die durch öffentliche Rückſichten gebotene Verhandlung über 
Bewilligung, Regelung, Abwehr und Enteignung von Gewäſſern, Vor⸗ 
bauten, Waſſergenoſſenſchaften ꝛc. ſtehe allerdings nach $ 75 des Landes⸗ 
geſetzes den politiſchen Behörden zu, aber das procefjualiihe Verfahren 
und die Entſcheidung in Waſſerrechtsſtreitigkeiten ſei im Geſetze ſelbſt, 
und zwar in den 88 37, 51, 63, 83, 87, 88, 93 ausdrücklich dem 
Civilrichter vorbehalten worden, ſolglich können die Waſſerrechtsſtreitig⸗ 
keiten unter dem Ausdrucke des $ 75 — „alle Angelegenheiten“ — 
nicht begriffen ſein, weil dieſes im Widerſpruche mit den Beſtimmungen 
der oben angezogenen ſieben Paragraphe des Landesgeſetzes ſtünde. Gerade 
der vom k. k. Oberlandesgerichte angezogene § 93 beweiſe aber ſonnen⸗ 
klar, daß in der gegenwärtigen Waſſerrechtsſtreitigkeit nicht die politiſche 
Behörde, ſondern der Civilrichter zur Entſcheidung berufen ſei, denn 
der Schlußſatz enthalte die Beſtimmung, „daß beſtehende Uebereinkommen, 
oder erworbene beſondere Rechte vor Allem zu ſchützen ſeien, und daß 
im Widerſtreite hierüber der ordentliche Richter zu erkennen habe.“ Da 
nun die vorliegende Waſſerrechtsſtreitigkeit ſich auf das Uebereinkommen 
der Waſſerberechtigten vom 16. April 1616 lit. a gründet, ſo kann 
an der Zuſtändigkeit des Civilrichters zur Verhandlung und Entſcheidung 
derſelben kein vernünftiger Zweifel erhoben werden. Die Koſtenverfällung 
fei aber aus zwei Gründen ungerechtfertigt: erſtens, weil der Kläger 
in der Hauptſache nicht vollſtändig unterlag, indem das k. k. Oberlandes⸗ 
gericht in der Hauptſache gar nicht erkannt hat; zweitens, weil dieſe 
Koſten zur zweckentſprechenden Rechtsvertheidigung rückſichtlich der Com⸗ 
petenzfrage nicht nothwendig waren, denn der Geklagte hätte die Incom⸗ 
petenzeinwendung entweder durch den Recurs gegen den Klagsbeſcheid, 
oder doch bei der erſten Tagſatzung abgeſondert, und ohne die Hauptſache 
zu berühren, anbringen ſollen (Hofdecret vom 7. November 1820, Nr. 1714, 
eingeführt in Tirol mit Hofd. vom 25 Jänner 1822, Nr. 1832), dann 
wäre hierüber verhandelt und mit Beſcheid in kürzeſter Friſt erkannt 
worden. Folglich kann der Geklagte niemals einen Anſpruch auf den 
Erſatz der Koſten des ganz unnothwendigen Hauptprocefjes erheben, da 
er ſich ohne Nöthigung in denſelben eingelaſſen, alſo die großen Koſten 
dieſes Proceſſes mitverſchuldet hat. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 10. October 
1876, Nr. 11.960, dieſem Recurſe in der Hauptſache keine Folge 
gegeben und die oberlandesgerichtliche Entſcheidung über Annullirung 
des Verfahrens beſtätigt, hinſichtlich der erſtrichterlichen Koſten aber 
dahin abgeändert, daß Klägerin nur einen Theilbetrag von 50 fl. 
binnen vierzehn Tagen bei Executionsvermeidung zu erſetzen habe. Die 
Begründung war im weſentlichen folgende: Das tiroliſche Waſſerrechts⸗ 
geſetz vom 28. Auguſt 1870, Nr. 64 L. G. Bl. wirke allerdings auf 
den Beſtand und Umfang der nach den früheren Geſetzen erworbenen 
Rechte nicht zurück, allein die Ausübung dieſer Waſſerrechte, ſowie das 
Verfahren iſt, laut Art. II, ausnahmslos nach dem neuen Waſſergeſetze 
zu beurtheilen. Gemäß § 75 dieſes neuen Geſetzes unterliege es aber 
keinem Zweifel, daß die Competenz zur Entſcheidung des gegenwärtigen 
Streites ausſchließlich der politiſchen Behörde zuſtehe, denn es handle 
ſich hier keineswegs um einen der in den §§ 37, 51, 63, 83, 87, 
88, 93 der richterlichen Entſcheidung vorbehalteneu Fälle, ſondern 
das Begehren ſei auf die Unterſagung der angeblich rechtswidrigen 
Benützung und Ableitung des Waſſers aus dem Rinnſale, ſomit auf 
eine Aenderung jener Benützungsart gerichtet, in welcher der Geklagte 
bereits durch Erlaß des Ackerbauminiſteriums vom 19. April 1874, 
Einredebeilage Nr. 7, geſchützt wurde. Die definitive Regelung der 
Benützung des fraglichen Gewäſſers für die Bewäſſerung der klägeriſchen 
Wieſen einerſeits und zum Betriebe der Mühle des Geklagten anderer⸗ 
ſeits kann daher nicht von den Gerichten begehrt werden, da nach § 16, 
Abſ. 2 des tiroliſchen Waſſerrechtsgeſetzes ſelbſt die Benützung von 
Privatgewäſſern, wenn durch dieſelbe auf fremde Rechte eine Einwirkung 


wurde, vollſtändig gerechtfertigt. 


ſomit auch auf den gegenwärtigen Fall die Vorſchrift des § 75 anwend⸗ 
bar iſt. Sollten jedoch im politiſchen Wege widerſprechende Rechtsan⸗ 
ſprüche geltend gemacht werden, ſo bleibt die Feſtſtellung derſelben 
allerdings der gerichtlichen Cognition vorbehalten, allein die definitive 
Beſtimmung der Benützungsart auf Grund des richterlichen Spruches 
ſteht nach dem Schlußſatze des § 93 immer den politiſchen Behörden 
zu. Es erſcheint daher der Ausſpruch des Oberlandesgerichtes, womit 
das Verfahren annullirt und die Rückſtellung der Klage aufgetragen 
Ger.⸗Ztg. 


Zur Anwendung der Feilbietungsordnung vom 15. Juli 1786 
auf Licitationen von Gemeindejagden. 

Am 26. März d. J. verſteigerte die Bezirkshauptmannſchaft B. 
in üblicher Weiſe und Form die Gemeindejagd von V. Erſteher blieb 
Ritter v. W. Die Bezirkshauptmannſchaft genehmigte den Pachtvertrag, 
ebenſo im Recurswege die Landesſtelle. Die Gemeinde V. brachte da⸗ 
gegen einen Recurs an das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium ein und machte 
geltend, daß die fragliche Jagdlicitation nicht nach Maßgabe der Feil⸗ 
bietungsordnung vom 15. Juli 1786, Juſtiz⸗Geſetzſammlung Nr. 565 
vor ſich gegangen, nämlich ein befugter Ausrufer nicht zugezogen, nach 
dem letzten Rufe eine längere Pauſe nicht gemacht und der Zuſchlag 
nicht mit einem hölzernen Hammer geſchehen ſei. Die recurrirende Gemeinde 
bat um Anordnung einer neuerlichen Licitation und behauptete, daß 
bei derſelben ein höherer Pachtzins reſultiren würde. 

Allein das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium gab laut Erlaſſes vom 25. Juni 
1878, Z. 6232, dem Miniſterialrecurſe der Gemeinde V. keine Folge, 
„weil bei der angefochtenen Jagdlicitation die Vorſchriften der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 15. December 1852, R. G. B. Nr. 257 über Jagd⸗ 
licitationen, ebenſo auch die weſentlichen Vorſchriften der Feilbietungs⸗ 
Ordnung vom 15. Juli 1786 gewahrt wurden und durchaus kein Grund 
vorliegt, anzunehmen, daß die Zuziehung eines beſugten Ausrufers, die 
Anwendung eines hölzernen Hammers u. ſ. w. ein anderes Licitations⸗ 
ergebniß herbeigeführt hätten, zumal außer dem Erſteher und dem Grafen 


H. kein anderer Licitant durch Erlegung eines Vadiums ſich gemeldet 


hatte, letzterer aber von dem erfolgenden Zuſchlage nach dem Amtsberichte 


der Bezirkshauptmannſchaft vorher in Kenntniß geſetzt wurde.“ 


E—e. 


Die ſtaatlichen Schulbehörden (Orts-, Bezirks- und Landesſchul⸗ 
räthe) hat in ihren Rechtsangelegenheiten die k. k. Finanzpro⸗ 
curatur zu vertreten. 


v 


Bei dem k. k. Bezirksgerichte Mahrenberg hat der Ortsſchulrath 
in N. durch ſeinen ſelbſtgewählten Rechtsfreund Dr. S. gegen Vincenz 
K. unterm 30. Jänner 1877, 3. 468, eine Klage auf Anerkennung 
und Beurkundung eines mündlich abgeſchloſſenen Kaufvertrages und 
Einräumung eines Wohnzimmers eingebracht, worüber im ordentlichen 
mündlichen Verfahren die Streitverhandlung gepflogen und vom Bezirks⸗ 
gerichte Mahrenberg das Urtheil vom 30. Mai 1877, Z. 2795, mit 
Abweiſung des Klagebegehrens und Verurtheilung des Klägers in den 
Gerichtskoſtenerſatz geſchöpft worden iſt. 

Aus Anlaß der dagegen vom klägeriſchen Ortsſchulrathe ergriffenen 
Appellation hat das k. k. Oberlandesgericht in Graz mit Verordnung 
vom 25. October 1877, 8. 10417, im Hinblicke auf die Beſtimmung 
des $ 2, Abf. 3 der Dienſtesinſtruction für die k. k. Finanzprocuraturen 
vom 16. Februar 1855, Nr. 34 R. G. B. und auf die hiezu aus⸗ 
drücklich ergangene Miniſterialverordnung vom 14. Juli 1872, Nr. 119 
R. G. B., wornach die Rechtsvertretung der ſtaatlichen Schulbehörden 
rückſichtlich der von denſelben verwalteten Fonde den k. k. FJinanzpro⸗ 
curatoren zugewieſen iſt, ſomit der Ortsſchulrath in N. nicht berechtigt 
war, den vorliegenden Rechtsſtreit mit Umgangnahme von dieſer geſetz⸗ 
lichen Vorſchrift durch einen von ihm ſelbſt gewählten Rechtsfreund ein⸗ 
zuleiten und durchzuführen, und im weiteren Hinblicke auf die Vorſchrift 
des Hofdecretes vom 22. Juni 1789, Nr. 1024 J. G. S., wornach 
in dem Falle, als ein nach dem Geſetze der fiscalämtlichen Vertretung 
zugewieſener Rechtsſtreit nicht von dem Fiscalamte, ſondern von einem 
dazu nicht legitimirten Vertreter verhandelt worden iſt, von dem oberen 
Richter immer die Verhandlung ſammt dem Urtheile aufzuheben und die 


Sache an die geſetzlichen Vertreter zu weiſen iſt, das vom k. k. Bezirks⸗ 
gerichte Mahrenberg geſchöpfte Urtheil ſammt der über die Klage 
gepflogenen Verhandlung als nichtig aufgehoben und die Zurückſtellung 
diefer Klage an den Ortsſchulrath von N. zu Handen der k. k. Finanz⸗ 
procuratur verordnet. 

Ueber den von beiden Streittheilen eingebrachten Reviſionsrecurs 
hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 22. Mai 1878, 
3. 5649, die oberlandesgerichtliche Entſcheidung zu beſtätigen befunden 
u. zw. aus dem vom Oberlandesgerichte angeführten Gründen, und in 
weiterer Erwägung, daß insbeſondere aus den Beſtimmungen der SS 2, 
57, 66 und 67 des Gefetzes vom 14. Mai 1869, Nr. 62 R. G. B., 
betreffend die Grundſätze des Unterrichtsweſens für Volksſchulen klar 
vorliegt, daß dieſe Anſtalten unter Mitwirkung der Staatsbehörden ver⸗ 
waltet und theilweiſe aus dem Staatsſchatze dotirt werden; dann in 
Erwägung, daß mit der Miniſterialverordnung vom 14. Juli 1872, 
Nr. 119 R. G. B., den ſtaatlichen Schulbehörden (Orts⸗, Bezirks⸗ und 
Landesſchulräthen) die fiscalämtliche Vertretung in ihren Rechtsangelegen⸗ 
heiten nicht lediglich aus dem Grunde, um den zur Erhaltung der 
Schulen Verpflichteten in der Durchführung ihrer Rechtsſtreite eine 
pekuniäre Erleichterung zu bieten, ſondern insbeſondere in Conſequenz 
und zur Wahrung des den Organen der Schnlaufſicht zukommenden 
Charakters öffentlicher Behörden zugeſichert wurde, und daß ſie eben 
deshalb auf die für Rechtsangelegenheiten ihnen gewährte fiscalämt⸗ 
liche Vertretung ohne höhere Genehmigung nicht verzichten dürfe. 

Gerichts⸗H. 


Berordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 2. März 1877, 3. 837/ M. J., 
an die Statthalter und Laudespräſi denten, betreffend Weiſungen über den Vor⸗ 
gang der politiſchen Behörden bei Veſchwerden, welche gegen ihre Entſcheibungen 
bei dem Verwaltungsgerichtshofe oder bei dem Reichsgerichte erhoben werden. 

In Folge der in ſpeciellen Fällen gemachten Wahrnehmungen über den 
Vorgang der politiſchen Behörden bei Beſchwerden, die gegen ihre Entſcheidungen 
bei dem Verwaltungsgerichtshofe oder bei dem Reichsgerichte erhoben werden, 
finde ich die folgende Weiſung zu erlaſſen: 

1. In allen Fällen, in welchen eine politiſche Verwaltungsbehörde in einer 
den Wirkungskreis des Miniſteriums des Innern betreffenden Angelegenheit vor 
den Verwaltungsgerichtshoſ belangt wird, iſt längſtens mit Ablauf der Hälfte 
der zur Erſtattung der Gegenſchrift anberaumten Friſt dieſe Gegenſchrift unter 
Anſchluß der Beſchwerdeſchrift und der Bezugsacten dem k. k. Miniſterium des 
Innern im ordnungsmäßigen Wege vorerſt zur Einſicht vorzulegen, und hat ſich 
die betreffende Landesbehörde bei dieſer Vorlage in dem Falle, als es ſich um 
eine endgiltige Entſcheidung der Verwaltungsbehörde erſter Inſtanz handelt, über 
die gefällte Entſcheidung und über die Möglichkeit einer Klaglosſtellung gutächt⸗ 
lich auszusprechen. 

In letzter Beziehung hat ſich die Landesbehörde auch rückſichtlich der von 
ihr gefällten, bei dem Verwaltungsgerichtshofe angefochtenen Entſcheidungen zu 
äußern. 

Wenn von der betreffenden Verwaltungsbehörde die Erſtattung einer 
Gegenſchrift nicht beabſichtigt wird, ſo iſt hievon binnen der obigen Friſt unter 
Anſchluß der Verhandlungsacten unter Angabe der Gründe im ordnungsmäßigen 
Wege die Anzeige zu erſtatten. 

In dieſer Anzeige iſt jedoch eine genaue, aber möglichſt bündige 
Darſtellung des Sachverhaltes mit beſonderer Berückſichtigung der in der 
Beſchwerdeſchrift aufgeführten thatſächlichen Momente aufzunehmen. 

Die weitere Weiſung aus Anlaß dieſer Vorlagen wird fallweiſe von 
Seite des k. k. Miniſteriums des Innern ſofort erlaſſen werden. 

2. Sollten die an das Miniſterium des Innern eingeſendeten Acten aus 
Anlaß einer von dem Verwaltungsgerichtshofe verfügten Vernehmung oder einer 
abgeforderten Duplik (88 24 und 26 des Geſetzes vom 22. October 1875) wieder 
benöthigt werden, ſo ſind dieſelben von dem Miniſterium, nöthigenfalls im 
kürzeſten Wege einzuholen und nach gemachtem Gebrauche wieder ſchleunigſt vor⸗ 
zulegen. 

Werden die Ucten von dem Verwaltungsgerichtshofe abverlangt, jo wird 
die Mittheilung derſelben durch das Miniſterium erfolgen, und es iſt dies dem 
Verwaltungsgerichtshofe zu eröffnen, die geſchehene Requiſition der Acten aber 
dem Miniſterium anzuzeigen. 

3. Ueber das Ergebniß jeder vom Verwaltungsgerichtshofe verfügten Ver⸗ 
nehmung, ſowie über jede abverlangte Duplik iſt ohne Verzug und zwar im 
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letzteren Falle unter Vorlage der Replik und Daplik im vorgeſchriebenen Weg 
die Anzeige zu erſtatten. 

4. In den Fällen, in welchen eine politiſche Verwaltungsbehörde in einer 
den Wirkungskreis des Miniſteriums betreffenden Angelegenheit vor dem Reichs⸗ 
gerichte belangt wird, ſind die im Punkte 1, 2 und 3, betreffend die Anzeige 
und Vorlagen gegebenen Weisungen gleichmäßig einzuhalten. 

5. Wird in einem vor dem Verwaltungsgerichtshofe anhängigen Klageſalle 
wegen der obwaltenden beſonderen Verhältniſſe die Nothwendigkeit der Abordnung 
eines der betreffenden Verwaltungsbehörde zugetheilten Beamten zur mündlichen 
Vertretung vor dem Verwaltungsgerichtshofe von der Landesbehörde ausnahms⸗ 
weiſe anerkannt, ſo iſt in der im Punkt 1 bezeichneten Friſt der hierauf bezüg⸗ 
liche begründete Antrag zu ſtellen. 

6. Schließlich erſuche ich Hochdieſelben, gefälligſt dafür Sorge tragen zu 
wollen, daß die Acten in allen Entſcheidungsfällen genau geordnet vorgelegt 
werden, wobei die Acten der erſten und jene der zweiten Juſtanz abzuſondern 
und mit einem eigenen Actenverzeichniſſe auf dem Umſchlagsbogen zu ver⸗ 
ſehen ſind. 

Von dieſem Erlaſſe ſind die Unterbehörden angemeſſen zu verſtändigen 
und denſelben aufzutragen, alle auf Beſchwerdefälle beim Verwaltungsgerichtshofe 
und Reichsgerichte Bezug nehmenden Vorlagen thunlichſt zu beſchleunigen. 


Geſetze und Berordnungen, 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 1828. 


J. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. 

1. Kundmachung des k. k. Landesſchulrathes vom 18. December 1877, 
8. 12.143, betreffend die Weihnachtsferien an den Mittelſchulen Galiziens. 

2. Geſetz, giltig für das Königreich Galizien und Lodomerien mit dem 
Großherzogthume Krakau, betreffend die Aufhebung des in den Bezirken Tlumacz 
und Horodenka, nächſt der Sielec⸗Zaleszezykier Landesſtraße beſtehenden und mit 
derſelben gleichlaufenden Seiten⸗ ſogenannten Tripelweges. 

3. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 29. December 1877, Z. 63.889, 
betreffs der Verordnung des k. k. Miniſteriums der Juſtiz vom 20. November 1877, 
betreffend die Verlegung des Amtsſitzes des Bezirksgerichtes von Zaſow nach 
Radomysl und Zuweiſung von mehreren Gemeinden aus dem Sprengel dieſes 
Gerichtes zum Bezirksgerichte in Pilzen in Weſt⸗Galizien. 


II. Stück. Ausgeg. am 31. Jänner. 

4. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 6. Jänner 1878, 
3. 236, betreffs der Vorſchreibung und Einhebung der directen und indirecten 
Steuern und Abgaben ſammt Zuſchlägen für das Jahr 1878. 

5. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 21. December 1877, 3. 62.175, 
betreffend die Abänderung der 88 6 und 7 der mit der Verordnung des k. k. 
Miniſteriums des Innern vom 21. März 1870, 8. 229, feſt zeſetzten Ordina⸗ 
tionsnorm. 

III. Stück. Ausgeg. am 9. Februar. 

6. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, 3. 62.522, 
betreffend die Erneuerung des dem Bezirksausſchuſſe von Sanok eingeräumten 
Rechtes zur Einhebung einer Mauthgebühr von der Brücke in Ladzin. 

7. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, Z. 62.522, 
womit das der Gemeinde Czerchawa eingeräumte Recht zur Erhebung der Brücken⸗ 
mauth erneuert wird. 

8. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, 3. 62.522, 
womit das dem Gutsgebiete Semenow zugeſtandene Recht zur Einhebung der 
Mauthgebühr von der Brücke am Serethfluſſe erneuert wird. 

9. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, 3. 62.522, 
womit dem Gutsgebiete Göra Ropezycka gemeinſchaftlich mit der Gemeinde Bore 
wielki das Recht zur Einhebung der Brückenmauth eingeräumt wird. 

10. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, Z. 62.522, 
womit der Stadtgemeinde Dobezyce das Recht zur weiteren Einhebung der Brücken⸗ 
mauth auf dem Fluſſe Raba ertheilt wird. 

11. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, 3. 62.522, 
womit dem Gutsgebiete in Piekary und abgeſondert dem Gutsgebiete in Wolowice 
das Recht zur Einhebung der Ueberfuhrmauthgebühren am Fluſſe Wiska ein⸗ 
geräumt wird. 

12. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, 8. 62.522, 
womit dem Gutsgebiete in Kopki das Recht zur weiteren Einhebung einer Ueber⸗ 
fuhrsmauthgebühr am Fluſſe San eingeräumt wird. 


13. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, Z. 62.522, 
womit den Gutsgebieten Niezwiska und Euka das gemeinſchaftliche Recht zur 
Einhebung einer Ueberfuhrsmauthgebühr am Dnjeſterfluſſe eingeräumt wird. 

14. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, Z. 62.522, 
womit dem Gutsgebiete in Bartköwka das Recht zur Einhebung der Ueberfuhrsmauth⸗ 
gebühr auf dem Sanfluffe eingeräumt wird. 

15. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, Z. 62.522, 
womit dem Bezirksrathe in Bochnia das Recht zur Einhebung der Straßenmauth⸗ 
gebühr auf der Bochnia⸗Ujscier Bezirksſtraße erneuert und das jetzige Tarifaus⸗ 
maß erhöht wird. 

16. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, Z. 62.522, 
womit dem Bezirksrathe in Kolbuszowa das Recht zur Einhebung der Mauth⸗ 
gebühr auf der Rzeszöw⸗Kolbuszower Bezirksſtraße eingeräumt wird. 

17. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. December 1877, Z. 62.522, 
womit der Stadt Kolomyja das Recht zur weiteren Einhebung einer Pflaſtermauth 
eingeräumt wird. 

18. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 14. Jänner 1878, Z. 1083, 
betreffend die Bewilligung zur Einhebung von Gemeindezuſchlägen zu den directen 
Steuern für die Gemeinde Eabacz, Biskowice, Majnicz und Dalnicz. 

19. Verordnung des Miniſters des Innern vom 15. November 1877, 
betreffend Abänderungen der öſterreichiſchen Arzeneitaxe. 


IV. Stück. Ausgeg. am 12. März. 


20. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 402, 
betreffend die Erneuerung des dem Brzozower Bezirksrathe gewährten Rechtes zur 
Einhebung einer Mauthgebühr. 

21. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 402, 
womit der Stadtgemeinde Przemysl das Recht zur weiteren Einhebung einer 
Pflaſtermauthgebühr eingeräumt wird. 

22. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 402, 
womit der Stadtgemeinde Tarnopol das Recht zur weiteren Einhebung der Pflaſter⸗ 
mauth ertheilt wird. 

23. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 402, 
womit dem Bezirksrathe in Wadowice das Recht zur Einhebung einer Brücken⸗ 
mauthgebühr ertheilt wird. 

24. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 402, 
womit dem Gutsgebiete in Daszawa das Recht zur Einhebung einer Brücken⸗ 
mauthgebühr eingeräumt wird. 

25. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, 3. 402, 
womit dem Gutsgebiete in Kokodruby das Recht zur Einhebung einer Brücken⸗ 
mauthgebühr eingeräumt wird. 

26. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 402, 
womit der Gemeinde Berezuica das Recht zur Einhebung einer Brückenmauth 
erneuert wird. 

27. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 402, 
womit dem Gutsgebiete Rozhurcze das Recht zur Einhebung der Ueberfuhrsgebühr 
auf dem Stryfluſſe eingeräumt wird. 

28. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 402, 
womit dem Gutsgebiete Dyament und Siedliszowice das Recht zur Einhebung 
der Ueberfuhrsgebühr eingeräumt wird. 

29. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 402, 
womit dem Gutsgebiete in Dokhe das weitere Recht der Einhebung der Ueber⸗ 
fuhrsmauth ertheilt wird. 

30. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 402, 
womit dem Gutsgebiete in Branice und Grabie das Recht zur Einhebung einer 
Ueberfuhrsmauthgebühr eingeräumt wird. 

31. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 4. Februar 1878, Z. 5518, 
womit dem Gutsgebiete in Sadowa Wisznia das weitere Recht zur Einhebung 
der Brückenmauthgebühr auf dem Wiszniafluffe ertheilt wird. 

V. Stück. Ausgeg. am 15. März. 

32. Edikt. (Anmeldung der propinationsmäßigen Ausſchanks⸗ und Verſchleiß⸗ 
rechte von Getränken.) 

33. Unterricht über die Verfafſung von Anmeldungen der propinations⸗ 
mäßigen Ausſchanks⸗ und Verſchleißrechte von Getränken in Galizien ſammt dem 
Großherzogthume Krakau, welche auf Grund des Geſetzes vom 30. December 
1875, Nr. 55 L. G. Bl. ex 1877, einzubringen ſind. 

VI. Stück. Ausgeg. am 22. März. 


34. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 11. März 1878, Z. 12.004, 


Reiſe⸗ und Geſchäftsplan der Stellungscommiſſionen betreffs der Heeresergänzung 
für das Jahr 1878 in Galizien zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Buko⸗ 
wina. 1828. 
I. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. h 
1. Kundmachung des Landesausſchuſſes vom 29. December 1877, durch 
welche die Bewilligung der Uebertragung des auf der Sereth⸗Scher boutzer Con⸗ 
currenzſtraße aufgeſtellten Mauthſchrankens mitgetheilt wird. 


II. Stück. Ausgeg. am 19. März. 
2. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten für die Bukowina ddo. 
14. März 1878, 3. 2535, betreffend die Tagfahrten für die ambulanten Stellungs⸗ 
Commiſſionen in den zum 24. und 41. Ergänzungsbezirks⸗Commando zugewieſenen 
Stellungsbezirken des Kronlandes Bukowina für die Heeresergänzung des Jah⸗ 
res 1878. 
Berichtigung zu Nr. 10 ex 1876. 


III. Stück. Ausgeg. am 31. März. 
3. Kundmachung der Bukowinaer k. k. Landesregierung ddo. 21. März 
1878, Z. 2752, über die Ertheilung eines Privilegiums auf ein verbeſſertes Darr⸗ 
ſyſtem an Eduard Franz in Czernowitz. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Rechnungsdepartements der 
Krainer Landesregierung Statthaltereirath Franz Paller anläßlich deſſen Pen⸗ 
ſionirung den Orden der eiſernen Krone 3. Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Conſul Johann Cing ria zur Leitung des 
k. und k. Conſulates in Philippopel berufen und den Viceconſul Joſef Wald⸗ 
hart zum wirklichen Conſul in Softa ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Viceconſul Adalbert Anger zum wirklichen 
Conful in Belgrad, ferner die Conſulareleven Nicolaus v. Janko in Bukureſt, 
Karl Oliva in Ruſtſchuk und Heinrich Müller in Moſtar zu wirklichen Viee⸗ 
conſuln auf ihren bisherigen Poſten ernannt und dem Conſulareleven Victor 
Grafen Folliot de Crenneville in Smyrna den Titel und Charakter eines 
Viceconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Gefällenamtsdirector Adalbert 
Kotiara in Prag den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Oberinſpector der beſtandenen 
Generalinſpection für Communicationen Regierungsrath Nicolaus Ra be den 
Adel taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Conſularagenten Sebaſtian de 
Plaiſant in Carloforte den Titel eines Honorar⸗Viceconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanz⸗Landesdirector in Brünn 
Mathias Raisky Ritter v Dravenau bei deſſen Penſionirung die a. h. 
Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Landtagsabgeordneten Arthur Grafen Wolken⸗ 
ſtein zum Stellvertreter des Tiroler Landeshauptmannes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Med. Dr. Ludwig v. König in Garſten den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Conceptsprakticanten bei der Trieſter 
Seebehörde Dr. Karl Ritter v. Goracuchi und den abſolvirten Zögling der 
k. und k. orientaliſchen Akademie Karl Grafen zu Khevenhüller-Metſch zu 
Conſulareleven ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bauadjuncten Franz Honzatko, Ignaz Liehmann, Ignaz Buberl und 
Jofef Swoboda zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Böhmen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Ferdinand v. Wocher, 
Joſef Burian und Ignaz Mayerhofer zu Steuer⸗Oberinſpectoren der Wiener 
Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Johann Plangger zum 
Hauptſteuereinnehmer für die Tiroler Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtfecretär Johann Markus zum Poſt⸗ 
rathe und Vorſtande des Poſtamtes in Prag ernannt. 


Erledigungen. 


Zollamtsleitersſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe beim Hauptzollamte in 
Engelhartszell gegen Caution, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 233.) 

Baurathsſtelle beim niederöſterreichiſchen Staatsbaudienſte in der fiebenten 
Rangsclaſſe, event. Oberingenieurs⸗, Ingenieurs⸗ und Baundjuuctenſtellen, bis 
15. November. (Amtsbl. Nr. 234.) 

Secretärsſtelle bei der Linzer Finanzprocuratur in der achten Rangsclaſſe, 
bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 234.) 

Conceptsprakticantenſtelle bei der politiſchen Verwaltung in Kärnten mit 
500 fl. Adjutum jährlich, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 236.) 

Ober⸗Amtsverwaltersſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in Trieſt 
mit der achten Rangsclaſſe gegen Caution, dann Controlorsſtelle bei der Tele⸗ 
graphen⸗Centralſtation in Wien mit der neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 
Ende October. (Amtsbl. Nr. 237.) 

Ober⸗Amtsverwaltersſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in Czer⸗ 
nowitz mit der achten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende October. (Amtsbl. 


womit im Sinne des § 49 der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes der Nr. 237.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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